
In der Senatssitzung am 11. Mai 2021 beschlossene Fassung 

Die Senatorin für Wissenschaft und Häfen  
30.04.2021 

Vorlage für die Sitzung des Senats am 11.05.2021 

„Verwaltungsvereinbarung BAföG Digital“ 

A. Problem 

Gemeinsam haben sich der Bund und die Länder vorgenommen, alle Verwaltungsleistungen 
für den Bürger bis Ende 2022 über Verwaltungsportale auch digital anzubieten. Die bereits 
vorhandenen Länderportale sollen zu einem gemeinsamen Verwaltungsportal über intelli-
gente Schnittstellen verknüpft werden. So sollen Bürger*innen und Unternehmen ohne auf-
wändige Suche alle Verwaltungsleistungen, die sie benötigen, möglichst einfach finden und 
nutzen können. Das Onlinezugangsgesetz (OZG) gibt hierbei den gesetzlichen Rahmen vor.  

Ein Baustein ist ein einheitlicher Online-Antrag, um Leistungen nach dem Bundesausbil-
dungsförderungsgesetz (BAföG) beantragen zu können, mit dem Ziel einer einheitlichen me-
dienbruch- und möglichst fehlerfreien Verarbeitung der Antragsdaten.  

In der Vergangenheit sind die Länder ihrer Verpflichtung gemäß § 46 BAföG nachgekommen 
und ermöglichen bereits heute flächendeckend eine elektronische Antragstellung in unter-
schiedlicher Ausgestaltung. 

Die bisherigen Online-Anträge der Länder sind hinsichtlich der Funktionalität und Nutzer-
freundlichkeit heterogen ausgeprägt und werden dem Anspruch der Nutzerfreundlichkeit ak-
tuell nicht flächendeckend gerecht und spiegeln die Bedarfe und Erwartungen der Nutzer-
gruppe an moderne digitale Services nicht wider.  

Die Online-Anträge der Länder verfügen über einen unterschiedlichen Funktionsumfang (je 
nach Anbieter der Lösung). Mit einem zentralen Onlineantragsassistenten kann der Funkti-
onsumfang vereinheitlicht werden. 

Hauptvorteil des neuen Online-Antrages ist ein für die Antragstellenden unabhängig von 
Ausbildungsform, Wohnsitz oder Studienort bundesweit einheitlicher Online-Antrag. 

Darüber hinaus soll durch die neue Lösung eine weitere und flächendeckende Fehlerredu-
zierung beim Ausfüllen des Antrags erreicht werden. Mit dem Antragsassistenten werden 
Eingabefehler reduziert und die Anträge insgesamt vollständig sowie qualitätsorientiert vor-
bereitet. Hierbei helfen bspw. spezifische Ausfüllhinweise je Eingabefeld inkl. Glossar und 
Nachschlagfunktion sowie die integrierte Plausibilitäts- und Vollständigkeitsprüfung.  

Dies führt zu einer Entlastung der zuständigen Ämter, die fehlerärmere Anträge bearbeiten, 
da sich die Quellen für falsche oder fehlende Eintragungen verringern.  

Durch die direkte Übertragung der Antragsdaten in das BAföG-Fachverfahren des Amtes für 
Ausbildungsförderung reduziert sich die Bearbeitungszeit je Antrag in den zuständigen Stel-
len weiter und Übertragungsfehler werden vermieden.  
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Auch die Kommunikation zwischen Amt und Antragsteller kann digital sicher erfolgen. Der 
Wegfall regelmäßiger Anfragen zu Bearbeitungsständen und Rückfragen über den Eingang 
von Unterlagen, der mit einem Status-Tracking erreicht wird, entlastet die Sachbearbeitung 
weiter.  

Darüber hinaus werden durch den zukünftigen Online-Antrag die Grundlagen für einen stan-
dardisierten Datenaustausch zwischen den Ländern geschaffen. Dies ist sinnvoll, weil es re-
gelmäßig Förderfälle gibt, deren Zuständigkeit von einem Amt für Ausbildungsförderung auf 
ein anderes übergeht. 

Insgesamt soll der neue Online-Antrag zu einer verbesserten Qualität der Anträge, weniger 
Beratungsbedarf und einer erhöhten Geschwindigkeit der Antragsbearbeitung führen. In der 
Umsetzung des Onlinezugangsgesetzes haben sich Bund und Länder über den Abschluss 
einer Verwaltungsvereinbarung BAföG Digital verständigt, in der die Ziele und die notwendi-
gen organisatorischen, rechtlichen und finanziellen Rahmen geregelt sind, um eine benutzer-
freundliche, ländereinheitliche und medienbruchfreie digitale BAföG-Antragstellung zu ge-
währleisten. 

Am 26. Oktober 2020 startete die Pilotphase in der Umsetzung des Projektes mit den Län-
dern Berlin, Hessen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz und Sachsen-Anhalt, die am 
30.04.2021 endete. Bremen nahm hieran nicht teil. In den fünf Pilotländern konnten Online-
Anträge für Ausbildungsförderung nur noch über die Plattform www.bafög-digital.de gestellt 
werden. Der Start verlief überaus erfreulich. Die sechsmonatige Pilotphase sollte auch dazu 
dienen, die Funktionalität des Verfahrens unter Echtbedingungen zu erproben und weitere 
Funktionalitäten umzusetzen, die bis zum Start des Piloten nicht implementiert werden konn-
ten. Grundvoraussetzung für die Aufnahme des Regelbetriebs am 01. Mai 2021 ist, dass von 
mindestens 50% der Bundesländer eine unterzeichnete Verwaltungsvereinbarung vorliegt. 
Dies ist bereits erfolgt. 

Hauptvorteil der neuen Lösung ist ein für die Antragstellenden unabhängig von Ausbildungs- 
form, Wohnsitz oder Studienort bundesweit einheitlicher Online-Antrag. Für den Abschluss 
muss eine Verwaltungsvereinbarung geschlossen werden, die vom Bund und von allen teil-
nehmenden Ländern unterzeichnet wird. Für den Bund wird Bildungsministerin Karliczek 
zeichnen, für Bremen ist dies durch Senatorin Schilling erfolgt.  

Aufgrund der hohen Bedeutung des Gesamtvorhabens für die Umsetzung des OZG und der 
offenkundigen Vorteile eines ländereinheitlichen nutzerfreundlichen digitalen BAföG Zu-
gangs, ist es für das Land Bremen von großem Vorteil, der Verwaltungsvereinbarung BAföG-
Digital beizutreten. 

Deshalb wurde die Verwaltungsvereinbarung BAföG Digital am 30.04.2021 durch Frau Sena-
torin Schilling unterzeichnet. Damit sind alle 16 Bundesländer dieser Vereinbarung beigetre-
ten. 

http://www.baf%C3%B6g-digital.de/
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B. Lösung 

Kenntnisnahme der Unterzeichnung der Verwaltungsvereinbarung BAföG Digital durch Frau 
Senatorin Schilling. 

C. Alternativen 

Es werden keine Alternativen vorgeschlagen.  

D. Finanzielle / Personalwirtschaftliche Auswirkungen / Gender-Prüfung 

Um den eigenen Online-Antrag auf eine neue zeitgemäße digitale Antragsplattform zu he-
ben, entstehen pro Land Kosten, die bei einer übergreifenden Lösung mit einem entspre-
chenden Kostenmodell zwischen den Ländern aufgeteilt werden. 

Beim vorliegenden Kostenvolumen in Höhe von 1.121.526,70 € entfallen nach Königsteiner 
Schlüssel auf Bremen voraussichtlich ab 2023 laufende Kosten in Höhe von ca. 10.800 € pro 
Jahr. Hinzu kommen noch weitere einmalige Kosten für die Anpassung an die Schnittstelle 
zum BAFSYS 2-Verfahren in Höhe von ca. 3.100 € und laufende jährliche Kosten von 4.500 
€ für das Betreiben der Schnittstelle zum BAföG-Verfahren.  

Die Kosten werden im Budgetrahmen des PPL 24 Hochschulen und Forschung aus der 
Haushaltsstelle 0273.632 00-0 „Beiträge für überregionale Maßnahmen" getragen. 

Für den Betrieb des derzeitigen Online-Antrags werden jährlich 14.522,00 € an Dataport und 
4.920,00 € an Datagroup gezahlt. Mit dem Einsatz des neuen Online-Antrages reduzieren 
sich die Zahlungen an Datagroup auf jährlich 4.500 €, während die Höhe der Zahlungen an 
Dataport unverändert bleibt.  

Die Verwaltungsvereinbarung BAföG Digital hat keine unmittelbaren Auswirkungen auf die 
Gleichstellung der Geschlechter. 

E. Beteiligung / Abstimmung 

Die Abstimmung mit der Senatskanzlei und dem Senator für Finanzen ist erfolgt. 

F. Öffentlichkeitsarbeit / Veröffentlichung nach dem Informationsfreiheitsgesetz 

Die Senatsvorlage ist zur Veröffentlichung über das zentrale elektronische Informationsregis-
ter geeignet. 

G. Beschluss 

1. Der Senat nimmt Kenntnis von der Umsetzung zur Verbesserung der ländereinheitli-
chen digitalen Zusammenarbeit bei der Antragsstellung auf BAföG-Leistungen. 

2. Der Senat nimmt Kenntnis von der Unterzeichnung der Verwaltungsvereinbarung BA-
föG Digital durch Frau Senatorin Schilling am 30.04.2021. 
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3. Zur Erteilung der notwendigen Verpflichtungsermächtigung bittet der Senat den Se-
nator für Finanzen um die haushaltstechnische Umsetzung. 

Anlage: 

Verwaltungsvereinbarung BAföG Digital 
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